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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ als Vorſchullehrer an die Navigations- 
guädigſt geruht, dem Brauereivorſtand Joſef ſchule in Stettin- Grabow und der Navi 
Bardenheuer in Kalk, Landkreis Cöln, den gationslehrer Krauſe in Zingſt als Vor 
Charakter als Kommerzienrat zu verleihen. ſchullehrer an die Navigationsvorſchule 


in Swinemünde. 


. Apri N i Dy ne 
Sum — April d. J. find verſetzt worden: Der Regierungsrat von Braunbehrens 
der Navigationslehrer Kriebel in Flens⸗ in Stralſund iſt zum ſtellvertretenden Vor— 
burg als erſter Vorſchullehrer an die ſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter 
Navigationsſchule in Altona, der Navi⸗ verſicherung Regierungsbezirk Stralſund er 
gationslehrer Eitel in Swinemünde nannt worden. 
— Se 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Börſeuordnung für die Vörſe in Düſſeldorf. 


Bürſenordnung für Düſſeldorf. 


J. Geſchäftszweige der Börſe und Aufſicht. 


: § 1. 
Die Börſe in Düſſeldorf hat den Zweck, Haudeltreibenden, Induſtriellen und Privat⸗ 
leuten Gelegenheit zur Beſprechung und zum Abſchluß von Geſchäften zu geben, und zwar 
zum An- und Verkauf von Erzeugniſſen der Bergwerk und Metallinduſtrie, von Edel⸗ 
metallen, Geld, Wechſeln, Kupons, Dividendenſcheinen, Schecks, Anweiſungen und Aus⸗ 
zahlungen, von Wertpapieren aller Art, hauptſächlich von Anteilſcheinen (Muxen) gewerk⸗ 
ſchaftlich betriebener Bergwerke, Aktien von Bergwerkgeſellſchaften und ſonſtigen Wertpapieren 
von Unternehmungen der Bergiverf- und Metallinduſtrie. Lal 
Die Börſe ſteht unter der unmittelbaren Aufſicht der Handelskammer zu Düſſeldorf. 
Die Handelskammer entſcheidet über die gegen Anordnungen und Beſchlüſſe des Börſen— 
vorſtandes erhobenen Beſchwerden.“) 


r ) Der Bundesrat hat genehmigt, daß von der Beſtellung eines Staatskommiſſars für die Börfe in 
Lüſſeldorf abgeſehen werde. 
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II. Zulaſſung zum Börſenbeſuch. 


8 2 

Über die Zulaſſung zum Börſenbeſuch und die Teilnahme an den Börſengeſchäften 
entſcheidet der Börſenvorſtand. Eines Zulaſſungsbeſchluſſes bedarf es bei den Perſonen 
nicht, die vermöge ihrer Amts- oder Dienſtpflicht die Börſe zu beſuchen haben. 

Die Zulaſſung kann nur dauernd ſein. Durch die Zulaſſung wird der Antragſteller 
Börſenmitglied. 

Als Ausweis über die Zulaſſung erhalten die Mitglieder gegen Zahlung des Bei— 
trags (vergl. § 7) eine Börſenkarte, die, ſofern nichts anderes beſtimmt it, für die Dauer 
Ce Kalenderjahrs ausgeſtellt wird und nur für die Perſon gültig iſt, auf deren Namen 
ſie lautet. 

Dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel werden zum Börſen 
beſuche zugelaſſen diejenigen volljährigen Perſonen, die als Inhaber einer Handelsfirma, 
als Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, als Vorſtaudsmitglieder einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, als perſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft oder Komman⸗ 
ditgeſellſchaft auf Aktien, als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
oder als Prokuriſten einer der vorerwähnten Firmen oder Geſellſchaften in das Handels— 
regiſter, oder als Vorſteher einer eingetragenen Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchaftsregiſter 
eines deutſchen Amtsgerichts eingetragen ſind, ſowie die Vorſtandsmitglieder öffentlicher 
Banken. 

Anderen Perſonen, insbeſondere ſolchen, die nach § 53 Abſ. 2 Ziffer 1 B. G. Börſen⸗ 
termingeſchäfte abſchließen können, kann der Börſenvorſtand nach ſeinem Ermeſſen die 
dauernde Zulaſſung mit Teilnahmebefugnis am Börſenhandel gewähren, ſofern keine anderen 
Beſtimmungen dieſer Börſenordnung entgegenſtehen; eine derartige Zulaſſung kann der 
Börſenvorſtand nach ſeinem Ermeſſen zurücknehmen. 


’ § 3. 

Der Antrag auf Zulaſſung zum Börſenbeſuch iſt von dem die Zulaſſung Erſtrebenden 
ſchriftlich bei den Börſenvorſtande zu ſtellen und muß von zwei Gewährsmännern, die ſeit 
mindeſtens einem Jahre ununterbrochen zum Beſuche der Börſe zugelaſſen waren, unterſtützt 
werden. Die Vorſtandsmitglieder öffentlicher Banken find von der Stellung von Gewährs— 
männern befreit. 

Die Gewährsmänner haben ſchriftlich oder zu Protokoll die Erklärung abzugeben, daß 
jie nach ſorgfältiger Prüfung den Autragſteller für einen Mann halten, der der Achtung 
ſeiner Berufsgenoſſen und der dauernden Zulaſſung zum Vörſenbeſuche mit der Befugnis 
zur Teilnahme am Vörſenhandel würdig iſt, und daß ihnen keine Umſtände bekannt ſind, 
die die Zulaſſung des Antragſtellers nach Maßgabe dieſer Börſenordnung ausſchließen. 

Nach Eingang iſt der Antrag mit Nennung der Gewährsmänner durch Aushang an 
den Börſen zu Duͤſſeldorf und Eſſen während 5 Börſentagen zur Kenntnis der Börſen⸗ 
beſucher zu bringen. Nach Ablauf dieſer Friſt, während welcher dem Antragſteller der Be⸗ 
ſuch der Börſe geſtattet iſt, entſcheidet der Börſenvorſtand mit Stimmenmehrheit ohne Rück 
ſicht auf die Zahl der anweſenden Vorſtandsmitglieder. 

Die Zulaſſung der im § 2 Abſ. 4 genannten Perſonen darf nur abgelehnt werden, 
wenn die Beſtimmungen des § 5 eutgegenſtehen oder dem Börſenvorſtand Umſtände bekannt 
werden, welche die Befürchtung rechtfertigen, daß der Antragſteller den Anforderungen, die 
an einen am Börſenhandel teilnehmenden Börſenbeſucher zu ſtellen find, nicht entſprechen 
wird. Die Ablehnung kann ohne Abgabe von Gründen erfolgen. 


§ 4. 
Der Börfenbefuch kann ferner nach freiem Ermeſſen des Börſenvorſtandes ohne An— 
wendung der §§ 2, 3 Abſ. 1, 2 geſtattet werden: 


1. kaufmänniſchen Angeſtellten, Handlungsgehilfen, Lehrlingen, Volontären der zu- 
gelaſſenen Vörſenbeſucher, eines Kursmaklers oder einer der im § 2 Abſ. 4 ge- 
nannten Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften, ſofern dieſe durch mindeſtens einen 
gemäß BS 2 und 3 zugelaſſenen Börſenbeſucher an der Börſe vertreten find, 
oder einer öffentlichen Bankanſtalt. Dieſe Perſonen dürfen nur im Namen und 
für Rechnung des Dienſtherrn am Börſenhandel teilnehmen; 
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2. ohne Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel: 
a) Berichterſtattern der Preſſe; 
b) Perſonen die ein dem Börſenhandel dienendes Hilfsgewerbe betreiben; 
c) Boten der zum Handel zugelaſſenen Perſonen; 
d) anderen Peeſonen. 

Der Antrag zur Erteilung der Genehmigung zum Börſenbeſuch iſt in den Fällen 1 
und Ze vom Dienſtherrn zu ſtellen. . 

Der Börſenvorſtand kann die Genehmigung zum Börſenbeſuche nach freiem Ermeſſen 
zurücknehmen. Er muß ſie zurücknehmen, wenn der zum Beſuche Berechtigte unbefugt am 
Börſenhandel teilnimmt. 

Ohne beſonderen Zulaſſungsbeſchluß, jedoch höchſtens ſechsmal jährlich dürfen einwand⸗ 
freie volljährige Perſonen gegen Löſung einer Tageskarte, deren Preis vom Börſenvorſtande 
feſtgeſetzt wird, durch gemäß 88 2 und 3 zugelaſſene Börſenbeſucher in die Börſe eingeführt 
werden, nachdem die Namen des Einführenden und des Eingeführten von dieſem unter An⸗ 
gabe von Stand und Wohnort in das am Eingange zum Börſenlokale ausliegende Fremden⸗ 
buch eingetragen ſind. 

§ 5. 


Ausgeſchloſſen vom Börſenbeſuche ſind: 

Perſonen weiblichen Geſchlechts; 

Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 
Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt find; 

Perſonen, welche wegen betrügeriſchen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind; 
Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind, 
Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden oder Ver⸗ 
treter einer der in § 2 Abſ. 4 genannten Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften ſind, 
die ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befindet. Als zahlungsunfähig 
im Sinne dieſer Vorſchrift gilt ſchon, wer Gläubigern über unſtreitige Schuld⸗ 
verbindlichkeiten Vergleichsvorſchläge macht oder eine unſtreitige und fällige 
Schuldverbindlichkeit unberichtigt läßt. Unſtreitigen Schuldverbindlichkeiten 
ſtehen ſolche gleich, die durch rechtskräftiges Urteil oder den Schiedsſpruch eines 
Börſenſchiedsgerichts oder für vollſtreckbar erklärten Schiedsſpruch eines anderen 
Schiedsgerichts feſtgeſtellt ſind; 

7. Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
ehrengerichtliche Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuch einer Börſe 
erkannt ift; 

8. minderjährige Perſonen; 

9. Perſonen mit körperlicher oder geiſtiger Krankheit, die die übrigen Börſenbeſucher 
oder den Verkehr an der Börſe gefährden oder beläſtigen; 

10. Perſonen, die den Jahresbeitrag nicht bezahlt haben. 

Findet gemäß der vorſtehenden Ziffern 2 bis 7 der Ausſchluß eines Inhabers oder 
Vertreters einer Firma ſtatt, ſo können durch Beſchluß des Börſenvorſtandes auch die 
übrigen Inhaber oder Vertreter dieſer Firma, die zum Börſenbeſuche zugelaſſen ſind, für die 
gleiche Zeit ausgeſchloſſen werden. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche kann in den Fällen unter 2 
und 3 nicht vor der Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter 5 nicht 
vor Ablauf von 6 Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift, er- 
folgen, ſie darf in dem letzten Falle und ebenſo in dem Falle unter 6 nur ftattfinden, 
wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe 
ſämtlichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt find. Einer 
Perſon, welche im Wiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs geraten iſt, muß 
die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer eines Jahres verweigert 
werden. In dem Falle unter 4 iſt der Ausſchluß dauernd. 

Börſenbeſucher, die durch ehrengerichtliche Entſcheidung oder Beſchluß des Börſenvor⸗ 
ſtandes (vergl. §§ 8 und 16) auf eine kalendermäßig beſtimmte Friſt vom Börſenbeſuch 
ausgeſchloſſen worden ſind, ſind nach Ablauf der Friſt wieder zum Börſenbeſuche berechtigt, 
ohne daß es eines Antrags bedarf. Perſonen, die bereits gemäß 88 2 und 3 zugelaſſen 
waren und der Zulaſſung durch deren Zurücknahme, durch Ausſchließung auf eine kalender 
mäßig nicht beftimmte Friſt oder aus andern Gründen (Verzicht, Verluſt der im § 2 Abſ. 4 


S S 


162 


vorausgeſetzten Eigenſchaften und dergl.) verluſtig gegangen ſind, können beim Nachſuchen der 
Wiederzulaſſung vom Börſenvorſtande von der Stellung von Gewährsmännern befreit werden. 
Ein endgültig abgelehnter Zulaſſungsantrag darf innerhalb von ſechs Monaten nicht 
wiederholt werden. 
§ 6. 


Wird gegen einen gemäß §§ 2 und 3 zugelaſſenen Börſenbeſucher auf Ausſchließung 
für die Dauer von drei Monaten oder länger erkannt oder wird die Zulaſſung eines ſolchen 
Börſenbeſuchers zurückgenommen, ſo iſt zugleich der Börſenvorſtand zu prüfen befugt, ob 
die Gewährsmänner bei der Empfehlung Tatſachen gekannt haben oder bei ernſter Erfüllung 
der ihnen durch die Empfehlung auferlegten Pflicht hätten kennen müſſen, die mit der von 
ihnen abgegebenen Erklärung im Widerſpruche ſtanden. Gegen einen hierbei als ſchuldig 
befundenen Gewährsmann iſt auf zeitweilige oder dauernde Abſprechung des Rechtes, Ge— 
währsmann zu ſein, zu erkennen; außerdem kann er auf mindeſtens drei Tage und höchſtens 
drei Monate vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen werden. Ein Verfahren gegen die Gewährs⸗ 
männer tritt nicht ein, wenn zwiſchen der Gewährſchaft und der Ausſchließung mehr als 
drei Jahre liegen. 

In den Fällen des § 4 Abſ. 1 iſt der Dienſtherr verpflichtet, darüber zu wachen, 
daß an der Börſe die unter 1 genannten Perſonen Geſchäfte lediglich im Namen und für 
Rechnung des Dienſtherrn abſchließen, die unter 2c genannten nur Botendienſte verrichten. 

Hat der Dienſtherr die Genehmigung zum Börſenbeſuche für ſolche Perſonen beantragt, 
obwohl er wußte oder wiſſen mußte, daß ſie auch Handlungen vornehmen werden, zu denen 
ſie durch die Erteilung dieſer Genehmigung nicht berechtigt ſind, oder hat er wiſſentlich 
oder fahrläſſig geduldet, daß ſie ſolche Handlungen vornehmen, ſo iſt der Börſenvorſtand 
befugt, ihn in gleicher Weiſe zu beſtrafen wie diejenigen Börſenbeſucher, die ſich der in § 8 
angegebenen Verfehlungen ſchuldig machen. Iſt der Dienſtherr eine Geſellſchaft oder Ge— 
noſſenſchaft, ſo trifft die Strafe den oder die mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſen⸗ 
handel zugelaſſenen Vertreter. 


N § 7. 

Jedes Börſenmitglied hat einen für jedes Jahr im voraus zu zahlenden Beitrag zu 
entrichten, deſſen Höhe der Börſenvorſtand im Dezember jeden Jahres für das kommende 
Jahr nach Maßgabe des aufzuſtellenden Voranſchlags feſtſetzt. Eine Erſtattung des ein— 
mal gezahlten Beitrags findet nicht ſtatt. 

Die Höhe des Beitrags iſt verſchieden, je nachdem es ſich um eine Firma oder Einzel 
perſon handelt. Für jene iſt der Beitrag ſtets höher. Der Unterſchied wird im Dezember 
jeden Jahres vom Börſenvorſtande feſtgeſetzt. 

Befreit vom Beitrage ſind die bei der Börſe amtlich angeſtellten Kursmakler. 

Nach Entrichtung des Beitrags wird die Jahresmitgliedskarte ausgehändigt, welche ent— 
weder auf die einzelne Perſon oder auf die Firma lautet (ſiehe Abſ. 2) und zugleich als 
Ausweis und als Quittung dient. 

Jedes Mitglied erhält auf Verlangen koſtenlos noch zwei auf Namen lautende Neben— 
karten für die im § 4 Abſ. 1 Ziff. 1 genannten Angeſtellten des eigenen Geſchäfts. Jede 
weitere Nebenkarte koſtet 10 , jährlich. 6 

Sede Zweigniederlaſſung oder Filiale ijt als ſelbſtändiges Geſchäft zu betrachten, das 
für ſich die Mitgliedſchaft bei der Börſe zu erwerben hat. 


III. Disziplin arverfahren. 
§ 8. 


Sämtliche Börſenbeſucher unterftehen den Anordnungen des Börſenvorſtandes. 

Von dem Beſuche der Börſenverſammlungen ſind auszuſchließen Börſenbeſucher, die 

1. in den Börſenſälen oder den zugehörigen Nebenräumen von dem Zeitpunkte der 
Offnung bis zu dem der Schließung der Eingangstüren 

a) einen Börſenbeſucher oder eine an der Börſe amtlich beſchäftigte Perſon be- 
leidigen; 

b) Lärm erregen, den Anſtand verletzen, die Ordnung oder den Geſchäftsverkehr 
an der Börſe ſtören oder einer Anordnung eines Mitglieds des Börfenvor- 
ſtandes zuwiderhandeln; 

c) der Aufforderung eines Börſenbeamten zum Verlaſſen der Börſe nach Börſen— 
ſchluß nicht Folge leiſten; 
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2. in zur Zuſtändigkeit des Börſenvorſtandes gehörigen Sachen als Zeugen, in Dis- 
ziplinarſachen auch als Anzeigende oder Beſchuldigte auf Ladungen des Börſenvorſtandes 
oder ſeiner Kommiſſionen unentſchuldigt ausbleiben oder unbefugt ihr Zeugnis verweigern 
oder ein unwahres Zeugnis ablegen. 

Die Ausſchließungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage und höchſtens drei Monate. 

Statt der Ausſchließung iſt die Erteilung eines Verweiſes oder die Verhängung einer 
Geldſtrafe von mindeſtens 50 bis höchſtens 150 / zuläſſig. Die eingehenden Gelder ſind 
zugunſten der Börſeneinrichtungen zu verwenden. 


5 St 
Vor Ausſchließung von der Börſe, Zurücknahme der Zulaſſung, Abſprechung des 
Rechtes, Gewährsmann zu ſein, Verhängung einer Geldſtrafe oder Erteilung eines Verweiſes 
iſt der Betroffene zu ſeiner Vernehmung vor eine Unterſuchungskommiſſion des Börſen 
vorſtandes zu laden. Der gegen ihn ergehende Beſchluß iſt ihm zuzuſtellen. 
Iſt ſein Aufenthalt unbekannt, ſo erfolgt die Zuſtellung der Ladung und des Be— 
ſchluſſes durch Aushang in den Börſenſälen während acht Börſentagen. 
Im Falle ſeines Ausbleibens bei der Verhandlung wird nach Lage der Akten ent— 
ſchieden. 
§ 10. 
Die im § 9 Abſ. 1 genannten Beſchlüſſe können auf Beſchluß des Börfenvorftandes 
durch Aushang in den Börſenſälen während acht Börſentagen bekannt gemacht werden. 


Soll: 
: Gegen die Ablehnung eines Antrags auf Zulaſſung zum Börſenbeſuche ſowie gegen die 
in den § 9 Abſ. 1 und § 10 bezeichneten Beſchlüſſe findet innerhalb einer Woche nach Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes die Beſchwerde an die Handelskammer ſtatt. 


IV. Börſenvorſtand. 
Sr 

Die Börſe wird von einem aus 24 Mitgliedern beſtehenden Börſenvorſtande geleitet. 
Neun dieſer Mitglieder werden von der Handelskammer zu Ditffeldorf, 15 Mitglieder von 
den Börſenmitgliedern in der zu dieſem Zwecke im Dezember jeden Jahres beſonders ein— 
zuberufenden Hauptverfammlung der Börſe und der Handelskammer für drei Jahre ge⸗ 
wählt. Alle Jahre ſcheidet der dritte Teil ſowohl der von der Handelskammer als auch 
der von den Börſenmitgliedern gewählten Vorſtandsmitglieder aus. Die Ausſcheidenden 
werden in dem erſten und zweiten Jahre nach den erſten Wahlen durch das Los beſtimmt. 

Wählbar zu Vorſtandsmitgliedern ſind nur Börſenmitglieder. Die von der unter 
Abf. 1 genannten Hauptverſammlung zu Wählenden gelten dann als gewählt, wenn ſie die 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit ent— 
ſcheidet das Los. Auf Verlangen kann die Wahl, wenn kein Widerſpruch erhoben wird, 
ſtatt durch Stimmzettel durch Zuruf erfolgen. 

Bei Wahlen hat jedes Mitglied nur eine Stimme. Dieſe Stimme kann durch einen 
von dem Wahlberechtigten Bevollmächtigten geführt werden. 
der eg cheidet ein Mitglied des Börſenvorſtandes im Laufe des Amtsjahrs aus, fo kann 
Be Platz bis zur nächſten ordentlichen Wahl offen bleiben, wenn nicht der Vorſtand be— 
ſchließt, eine Zuwahl für den Reſt der Amtsdauer durch die Stelle vornehmen zu laſſen, 
die den Ausgeſchiedenen gewählt hatte. 


§ 13. 
Der Börſenvorſtand hat die Aufgabe und die Befugnis: 

1. die Ordnung und Disziplin in den Börſenverſammlungen aufrecht zu erhalten; 

2. die Notierung der Preiſe der Waren ſowie der zugelaſſenen Wertpapiere unter 
Zuziehung der Kursmakler zu beſorgen (ſiehe § 17); 

3. über die Zulaſſung zum Börſenbeſuch und die Ausſchließung davon nach den 
Beſtimmungen dieſer Börſenordnung zu entſcheiden; 

4. Zeit und Ort für die Börſenverſammlungen und die Börſenbeiträge der zu⸗ 
gelaſſenen Perſonen zu beſtimmen; 

5. die Börſengebräuche und Börſenverkehrsbe dingungen feſtzuſetzen; 
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6. Streitigkeiten aus Börſengeſchäften durch einen jeweilig von Fall zu Fall aus 
ſeinen Mitgliedern zu wählenden Ausſchuß von drei Perſonen zu entſcheiden; 

7. Waren und Wertpapiere zum Börſenhandel und Börſenterminhandel zuzulaſſen. 
Zu dieſem Zwecke wählt er aus ſich eine beſondere Kommiſſion ($ 18). 


14. 

Der Börſenvorſtand wählt bei feinem Zuſammentritt einen Vorſitzenden, einen erſten 
und einen zweiten Stellvertreter desſelben nacheinander durch Stimmzettel mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Wahl durch Zuruf iſt zu 
läſſig, wenn ſie beantragt wird und kein Widerſpruch erfolgt. Von dieſen drei Perſonen 
müffen mindeſtens zwei in Düſſeldorf ihren Wohnſitz haben. Die Verhandlungen des 
Börſenvorſtandes leitet der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter. Falls dieſe nicht an den 
Beratungen teilnehmen, geht der Vorſitz auf das nach der Dauer der Tätigkeit oder nach 
den Jahren älteſte Mitglied über. 

Der Börſenvorſtand iſt bei Anweſenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern beſchlußfähig. 
Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet bei Wahlen das Los, bei anderen Angelegenheiten die Stimme des Vorſitzenden. 

Zur Erledigung der geſchäftlichen Angelegenheiten wird vom Vorſtand ein Geſchäfts⸗ 
führer angenommen, der zu verpflichten ijt, ben Anordnungen des Börſenvorſtandes hin- 
ſichtlich der Geſchäftsführung nachzukommen. 


8 15. 

Am Anfange jeden Jahres verteilt der Börſenvorſtand die Geſchäfte und ſetzt ins⸗ 
beſondere feſt, welche Vorſtandsmitglieder die einzelnen Börſentage zu beſuchen und die 
Kurſe und Preiſe feſtzuſtellen haben. 

Die Mitglieder des Börſenvorſtandes haben für die Erhaltung der äußeren Ordnung, 
der Ruhe und des Anſtandes in den Verſammlungsräumen der Börſe und den dazu 
gehörigen Nebenräumen zu ſorgen. 

Jedes Mitglied des Börſenvorſtandes iſt befugt, Börſenbeſucher, welche die Ordnung, 
die Ruhe oder den Anſtand an der Börſe oder in den dazu gehörigen Nebenräumen ver⸗ 
letzen oder der in dieſer Beziehung ergehenden Anordnung eines Mitglieds des Börſen⸗ 
vorſtandes nicht ungeſäumt Folge leiſten, ſofort und ohne Erörterung der Urſache von der 
Börſe entfernen zu laſſen. Das Mitglied des Börſenvorſtandes muß in dieſem Falle noch 
an demſelben Tage dem Vorſitzenden des Börſenvorſtandes ſchriftlichen Bericht erſtatten. In 
Abweſenheit von Mitgliedern des Börſenvorſtandes übt der Geſchäftsführer der Börſe die 
in Abſatz 2 und 3 bezeichneten Befugniſſe aus. 

Der Vorſitzende iſt nach Anhörung des Börſenbeſuchers berechtigt, dieſem den Zutritt 
zu den Börſenverſammlungen bis zur Beendigung des nach §§ 8 bis 11 einzuleitenden Ver⸗ 
fahrens zu verſagen. 

V. Ehrengericht. 
§ 16. 

Das Ehrengericht wird durch einen aus fünf Mitgliedern und drei Stellvertretern 
beſtehenden Ausſchuß der Handelskammer gebildet, der von dieſer auf die Dauer von je 
drei Jahren gewählt wird. Außerdem gehört dem Ehrengerichte der Geſchäftsführer der 
Handelskammer als beratendes Mitglied an. Scheidet ein Mitglied oder Stellvertreter 
früher als ſechs Monate vor Ablauf ſeiner Wahlzeit aus, ſo findet für den Ausgeſchiedenen 
eine Erſatzwahl ſtatt. 

f Berli iſt die volle Beſetzung des Ehrengerichts mit fünf Mitgliedern 
erforderlich. 

Das Ehrengericht tritt gemäß § 10 B. G. in Tätigkeit; es ijt namentlich auch befugt, 
ſolche Perſonen von der Börſe auszuſchließen, welche falſche Nachrichten, die eine Einwirkung 
auf das Börſengeſchäft auszuüben geeignet find, wiſſentlich verbreiten. 


VI. Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe. 
Sa 
Die Preiſe und Kurſe der gehandelten Waren und Wertpapiere find nach Schluß der 
Börſe und zwar der Kure und ſonſtigen Wertpapiere) unter Zuziehung der amtlich an- 


*) Die amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes von Waren kann ohne die Mitwirkung von Kurs⸗ 
maklern erfolgen (Beſchluß des Bundesrats vom 25. Februar 1897). 
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geſtellten Kursmakler, welche der Börſenverſammlung beiwohnten, von einem oder mehreren 
Mitgliedern des Börſenvorſtandes und ſoweit möglich unter angemeſſener Berückſichtigung 
der umgeſetzten Mengen feſtzuſtellen. 

Die die Preisfeſtſtellung vornehmenden Mitglieder des Börſenvorſtandes ſind befugt, 
von den Kursmaklern wahrheitsgetreue und nach ihrem Erfordern ausdrücklich auf ihren 
Amtseid zu nehmende Auskunft darüber zu verlangen, zu welchen Kurſen Kuxen und ſonſtige 
Wertpapiere gefordert und angeboten, über welche Mengen Geſchäfte abgeſchloſſen worden 
ſind. Das die Preisfeſtſtellung leitende Mitglied des Börſenvorſtandes kann in Zweifels⸗ 
fällen ferner verlangen, daß die Kursmakler ihm unter Verdeckung der Namen der Käufer 
und Verkäufer Einſicht in ihre Bücher gewähren. Ein Anſpruch auf Berückſichtigung bei 
der amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes kann nur für Geſchäfte erhoben werden, die 
durch Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſen worden ſind. Die Berechtigung des 
Börſenvorſtandes, auch andere Geſchäfte zu berückſichtigen, bleibt hierdurch unberührt. 

Über die Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, in das Börſenbuch ein— 
getragen und von den anweſenden Mitgliedern des Börſenvorſtandes und den Maklern 
unterzeichnet. 

Die feſtgeſtellten Kurſe und Preiſe der an der Börſe gehandelten oder notierten Waren 
und Wertpapiere ſind ſofort durch den Kurszettel des Börſenvorſtandes bekannt zu machen, 
welcher denjenigen Zeitungen zugeſandt wird, die der Börſenvorſtand beſtimmt. Außer den 
obenerwähnten Perſonen und dem etwa zugezogenen Geſchäftsführer oder deſſen Stell— 
vertretern hat niemand zu den Verhandlungen über Feſtſetzung der Kurſe und Preiſe Zutritt. 


VII. Zulaſſungsſtelle. 
§ 18. 

Die Zulaſſungsſtelle beſteht aus ſechs auf drei Jahre vom Börſenvorſtande gewählten 
Mitgliedern, von denen die Hälfte aus Perſonen beſteht, die ſich nicht berufsmäßig am 
Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. 5 

Außer den Mitgliedern werden mindeſtens vier ſtellvertretende Mitglieder für die 
gleiche Zeit von drei Jahren gewählt, von denen gleichfalls mindeſtens die Hälfte aus 
Perſonen beſteht, die ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. 
ve Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Scheidet während ſeiner Amtsdauer ein Mitglied der Zulaſſungsſtelle aus, ſo iſt ſofort 
m einer Sitzung des Börſenvorſtandes eine Erſatzwahl für den Reſt der Amtsdauer des 
ausgeſchiedenen Mitglieds vorzunehmen. Das gleiche Verfahren gilt für die Stellvertreter. 
Die Zulaſſungsſtelle wählt jährlich einen beſonderen Vorſitzenden und einen Stellvertreter. 


8 19. 
Für die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel iſt eine Einführungsgebühr 
zu zahlen, deren Höhe der Börſenvorſtand feſtſetzt. 


§ 20. 

, Beabſichtigt der Börſenvorſtand gemäß § 50 B. G. die Zulaſſung von Waren zum 
Börſenterminhandel, jo iſt das Ergebnis der im § 50 Abſ. 3 B. G. vorgeſchriebenen 
Ermittelungen dem Miniſter für Handel und Gewerbe zur Mitteilung an den Reichskanzler 
einzureichen. 

Beſchlüſſe über Zulaſſung Bor ee ; Dune - 
ah 8 ng zum Börſenterminhandel und Zurücknahme der Zulaſſung 
ſowie die für den Börſenterminhandel feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen (§ 50 Abſ. 2 B. G.) 
find dem Minifter für Handel und Gewerbe mitzuteilen. 


VIII. Allgemeine Vorſchriften. 

§ 21. 

Alljährlich, ſpäteſtens im Monat November, ſtellt der Börſenvorſtand einen Vor⸗ 
anſchlag über die Einnahmen und Ausgaben der Börſe im nächſten Kalenderjahr auf, 
welcher der Aufſichtsbehörde zur Feſtſetzung einzureichen iſt. 

Der feſtgeſetzte Voranſchlag iſt an der Börſe zweimal auszulegen und der Haupt- 
verſammlung vorzutragen. . u 

Die alljährlich ſtattfindende Hauptverſammlung iſt durch Bekanntmachung im Börſen⸗ 
ſual an mindeſtens zwei unmittelbar vorausgehenden Börſentagen zu berufen. Sie wählt 
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außer dem Börſenvorſtaude zwei Rechnungprüfer und zwei Stellvertreter, welche die ab- 
geſchloſſene Rechnung des laufenden Jahres zu prüfen haben und Entlaſtung zu erteilen 
befugt ſind. Eine Abſchrift oder ein Abdruck der geprüften Rechnung iſt der Aufſichtsbehörde 
zur Kenntnisnahme einzureichen. 

Sollte ſich die Börſe auflöſen, ſo überweiſt der Börſenvorſtand nach Einholung der 
Zuſtimmung der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf den etwa vorhandenen Vermögens— 
beſtand einem gemeinnützigen Zwecke. 

§ 22. 

Die Namen der Mitglieder des Börſenvorſtandes und der angeſtellten Kursmakler, 
Ort und Zeit der Börſenverſammlungen ſowie die Höhe der Beiträge werden alljährlich 
bekannt gemacht. Weitergehende Bekanntmachungen ſind dem Ermeſſen des Börſenvorſtandes 
anheimgegeben. 

G 23. 

Bekanntmachungen, welche auf Erſuchen der Behörde oder der Börſe zu machen ſind, 
werden bei der Geſchäftsſtelle des Börſenvorſtandes eingereicht. Dieſer hat für den Aushang 
und die Aufbewahrung zu ſorgen und die erfolgte Veröffentlichung zu beſcheinigen. 

Beſcheinigungen über Kurſe und Preiſe werden von dem Börſenvorſtand unter Bei— 
drücken ſeines Siegels erforderlichen Falles erteilt. 


§ 24. 

Öffentliche Verkäufe im Börſenlokale während der Börſenzeit dürfen nur nach ein 
geholter Erlaubnis eines Börſenvorſtandsmitglieds oder des Geſchäftsführers der Börſe von 
einem angeſtellten Kursmakler oder in Ermangelung eines ſolchen durch einen zu Ver⸗ 
fteigerungen befugten Beamten nach Einholen der Genehmigung des Börſenvorſtandes ab- 
gehalten und müſſen vom Verſteigerer durch Anſchlag bekannt gemacht werden. Auf dieſe 
Bekanntmachungen finden die Beſtimmungen des § 23 keine Anwendung. 


§ 25. 

Anderungen dieſer Börſenordnung erfolgen durch Beſchluß des Börſenvorſtandes unter 
Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe und ſind gleich der gegenwärtigen 
Börſenordnung durch Börſenaushang und durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Düſſeldorf zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 


§ 26. 
Vorſtehende Börſenordnung tritt mit dem 1. April 1909 in Kraft. Die erſten Wahlen 
finden im Dezember 1909 ſtatt. 


Vorſtehende Börſenordnung wird genehmigt. 
Berlin, den 26. März 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Hb 3187. Dr. Richter. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. März 1909. 
Die in Nummer 11 des Reichsgeſetzblatts für 1909 enthaltene Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 27. Februar 1909 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 


1. Ammoncahücit, 
2. Lupit I, H a e 
3. Sileſia in einer gegen die frühere abgeänderten Zuſammenſetzung. 
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; Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HMBl. S. 45) teile 
ich init, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. der Fabrik gefahrloſer Sprengſtoffe Cahücit in Neumarkt ( Oberpfalz), 
zu 2. der Luxemburger Sicherheitsſprengſtoffabrik in Kockelſcheuer bei Luxemburg, 
zu 3. der Oberſchleſiſchen Aktien-Geſellſchaft für Fabrikation von Lignoſe, Pulver— 
fabrik Kriewald in Kriewald bei Gleiwitz 
erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
IIb 3288. von der Hagen. 


. K—„-— —f 7 2 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Ausgeſtaltung der Arbeitsvermittelung. 
Berlin W. 66, den 9. März 1909. 

In der Anlage überſenden wir Ihnen Abdrücke des Stenographiſchen Berichts 
über die im Verfolge meines, des Miniſters für Handel und Gewerbe, Erlaſſes vom 2. De- 
zember v. J. (II. 9497) am 15. Januar d. J. hier abgehaltene Beratung wegen Errich- 
tung von Facharbeitsnachweiſen für das Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbe bei den gemein 
nützigen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen und wegen verbeſſerter Ausgeſtaltung der gemein— 
nützigen Stellenvermittelung für das Hausgefinde. 

Bei den Verhandlungen, an denen auger den Vertretern der gemeinnützigen allgemeinen 
Arbeitsnachweiſeſtellen auch Vertreter der größeren, nicht im weſentlichen nur örtlichen 
Intereſſen dienenden Arbeitgeber— und Arbeitnehmervereine des (oft. und Schankwirtſchafts⸗ 
gewerbes teilgenonnnen haben, iſt hinſichtlich der Gaſt⸗ und Schankwirtsangeſtellten allſeitig 
das Bedürfnis nach dem Ausbau der gemeinnützigen Arbeitsvermittelung als vorliegend 
anerkannt und zu dieſem Zwecke die Bildung beſonderer Fachabteilungen für das Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaftsperſonal bei den größeren allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen als 
erſtrebenswert bezeichnet worden. Über die Einzelheiten der Organiſation hat ein ein— 
gehender Meinungsaustauſch ſtattgefunden, bei dem von den Vertretern der beteiligten 
Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmervereine namentlich die Anſtellung von Fachleuten aus dem 
Gaſt. und Schankwirtsgewerbe für die Verwaltung der Fachabteilungen empfohlen und die 
Bereitwilligkeit zur Unterſtützung der Einrichtung auch in finanzieller Hinſicht zugeſagt worden iſt. 

Weiter haben auch die für eine erfolgreichere Ausgeſtaltung der gemeinnützigen 
Stellenvermittelung für das Hausgeſinde bei den Beratungen gemachten Vorſchläge all— 
ſeitig Zuſtimmung gefunden. 

Daß die gewerbliche Stellenvermittelung namentlich im Gaſt- und Schankwirtsgewerbe 
und bei der Dienſtbotenvermittelung mit erheblichen Mißſtänden verbunden iſt, kann nach 
den vorliegenden Ermittelungen und nach den Verhandlungen der IV. Arbeitsnachweis— 
konferenz zu Wiesbaden vom Jahre 1905 (vergl. Schriften des Verbandes Deutſcher Arbeits⸗ 
nachweiſe Nr. 6) nicht bezweifelt werden. Wenn zur Abſtellung dieſer Mißſtände auf der 
Gee Seite eine Verſchärfung der geſetzlichen Beſtimmungen über den Geſchäftsbetrieb der 

eſindevermieter und Stellenvermittler in Ausſicht genommen iſt, ſo bedarf es als not— 
wendiger Ergänzung auf der anderen Seite zugleich einer umfaſſenderen und den beſonderen 
zu löſenden Aufgaben angepaßten Ausgeſtaltung der öffentlichen Arbeitsvermittelung. 

„Wie die Verhandlungen ergeben haben, iſt bereits eine Anzahl von Gemeinden und 
gemeinnützigen Arbeitsnachweisvereinen in dankenswerter Weiſe auf dieſem Wege vor⸗ 
gegangen. Bei dem von den Gemeinden und den gemeinnützigen Arbeitsnachweisvereinen 
fortdauernd und in wachſendem Maße dem Ausbau der öffentlichen Arbeitsvermittelung 
gewidmeten lebhaften Intereſſe und ihrer bisherigen erfolgreichen Wirkſamkeit auf dieſem 
Gebiete geben wir uns der Hoffnung hin, daß die in den Beratungen am 15. Januar d. J. 
gegebenen Anregungen bei allen in Betracht kommenden Arbeitsnachweiſen die erwünſchte 
Verwirklichung finden werden. AW. 

Wir erſuchen Sie, der Angelegenheit auch Ihrerſeits beſondere Aufmerkſamkeit zu 
wipmen und der angeregten Ausgeſtaltung der öffentlichen Arbeitsvermittelung Ihre nach⸗ 
galtige Förderung angedeihen zu laſſen. Soweit — wie insbeſondere hinſichtlich der Er⸗ 
richtung und Ausgeſtaltung der Fachabteilungen für das Gaft- und Schankwirtsgewerbe 
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bei den größeren allgemeinen Arbeitsnachweisſtellen — eine vorausgehende Verſtändigung 
und eine nähere Fühlung zwiſchen den Trägern der einzelnen Arbeitsnachweisſtellen für den 
weiteren Verfolg der Angelegenheit von Bedeutung erſcheint, iſt ſie durch die Beratungen 
vom 15. Januar d. J. angebahnt und gefördert worden. 

Nach den bei dieſen abgegebenen Erklärungen der Vertreter der größeren Arbeit- 
geber⸗ und Arbeitnehmervereine aus dem Gaft- und Schankwirtſchaftsgewerbe darf ou: 
genommen werden, daß die für dieſes Gewerbe zu errichtenden Fachabteilungen auch die 
ausreichende finanzielle Unterſtützung der beteiligten Kreiſe ſelbſt finden, und daß daher 
durch die Fachabteilungen erheblichere Mehraufwendungen für die Träger der allgemeinen 
Arbeitsnachweisſtellen im allgemeinen nicht entſtehen werden. Soweit durch die für das 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbe beſonders bedeutſame interlokale Arbeitsvermittelung 
bei den Fachabteilungen namhaftere Unkoſten für Telephonbenutzung verurſacht werden, bin 
ich, der Miniſter für Handel und Gewerbe, bereit, nach Maßgabe der mir zur Verfügung 
ſtehenden Mittel den allgemeinen Arbeitsnachweisſtellen ſtaatliche Beihilfen zu gewähren. 

Wir erſuchen Sie, nach Jahresfriſt zu berichten, welchen Erfolg die Anregungen in 
Ihrem Bezirke gehabt haben. Den Bericht wollen Sie dem mitunterzeichneten Miniſter für 
Handel und Gewerbe einreichen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Delbrück. In Vertretung. 
III 1950 M. f. H. — IIe 933 M. d. J. Holtz. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Arbeiter in Lumpenlagerränmen. 
Berlin, den 19. März 1909. 

Aus den auf unſeren Erlaß vom 20. Auguſt 1907 — III 6832, M. 12 987 — ein⸗ 
gegangenen Berichten haben wir erſehen, daß eine allgemeine Schutzpockenimpfung bei 
Arbeitern in Lagerräumen von Lumpen uſw. ſich wegen des Widerſtandes dieſer Arbeiter 
ſchwerlich durchfuͤhren laſſen wird. Es ſcheint auch in denjenigen derartigen Handlungen 
und Fabriken, in welchen nur inländiſches oder nur desinfiziertes Material verwandt wird, 
die Gefahr der Übertragung von Pocken verhältnismäßig gering zu ſein. Von einer 
allgemeinen Einführung einer Schutzimpfung der Arbeiter in Lumpenhandlungen iſt daher 
Abſtand zu nehmen. Dagegen ſind diejenigen Handlungen beſonders im Auge zu behalten, 
in welchen auch ausländiſches, namentlich aus Rußland bezogenes Material verarbeitet 
wird, deren Arbeiter einer größeren Anſteckungsgefahr ausgeſetzt ſind. Wir erſuchen daher, 
auf die Leiter dieſer Handlungen von Zeit zu Zeit durch die Medizinalbeamten in geeigneter 
Weiſe einzuwirken, damit ſie ihre Arbeiter durch Belehrung und gütliches Zureden veranlaſſen, 
ſich der Schutzimpfung zu unterziehen. In Fällen, in welchen nachweislich Pockenerkrankungen 
auf Lumpenhandlungen uſw. zurückzuführen ſind, werden die nach § 55 des Regulativs vom 
8. Auguſt 1835 zuläſſigen Zwangsimpfungen mit Nachdruck durchzuführen ſein. 


Der Miniſter Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts— 
für Handel und Gewerbe. und Medizinal⸗Angelegenheiten. 

In Vertretung. Im Auftrage. 

Dr. Richter. Förſter. 


M. f. H. u G. III 1023. — M. d. g. A. M. 14938. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) zu Niederreifenberg, 5 

2. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe für die Verſicherungsbeamten (E. H.) in Erfurt, 
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3. „Viktoria“, eingeſchriebene Hilfskaſſe, in Danzig, 

4. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Maurer, Zimmerer und Berufsgenoſſen im Saalkreiſe 
(E. H.) in Oppin, 

5. Kranken- und Sterbe⸗Kaſſe der Schreinergeſellen (E. H.) in Frankfurt a. M., 

6. Kranken- und Sterbe-Kaſſe zu Eiſenbach (E. H.). 


Berlin, den 2. April 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 2427 Ul. Ang. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichtsaugelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Kunſtwanderbücher. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
d Berlin W.66, den 19. März 1909. 

Ich halte es für erwünſcht, daß in den mir unterſtellten gewerblichen Schulen den 
Kunſtwanderbüchern des Lehrers und Bibliothekars an der Handwerker- und Kunſtgewerbe⸗ 
ſchule in Altona Schwindrazheim eine weitere Verbreitung zuteil werde. Die Schriften, 
welche mit den Beſtrebungen nach Pflege der Heimatkunſt in nahem Zuſammenhange ſtehen, 
verfolgen namentlich auch den Zweck, durch ein intimeres Eindringen in die einfache Kunſt⸗ 
ausübung der ländlichen Bezirke die aus einer Veräußerlichung der Architektur und der 
gewerblichen Künſte zutage getretenen Mängel zu beſeitigen. 

„Für die Bangewerf- ſowie die Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen ſind daher dieſe 
Schriften geeignete Mittel für die Unterweiſung und Anregung der Schüler. 

Ich. füge zugleich Exemplare der bisher erſchienenen fünf Bändchen der Kunſt— 
wauder bücher für die in der Anlage bezeichneten Schulen mit dem Erſuchen bei, ſie als 
Prämien für Schüler am Schluſſe des Schuljahrs oder als Preiſe für kleinere Wett— 
bewerbe uſw. verwenden zu laſſen. 

Im Auftrage. 
IV 2284. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Betr. Prüfungszenguiffe der Bangewerkſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
f Berlin W. 66, den 17. März 1909. 

Es ſind Zweifel darüber entſtanden, in welcher Weiſe die Formulare für die Prüfungs— 
zeugniſſe der Baugewerkſchulen und für die bei den Prüfungen zu verwendenden Liſten 
infolge der neuen Prüfungsvorſchriften vom 1. Juni v. 38. (GMBL S. 259 u. ff.) 
ſinngemäß abzuändern ſeien. 

Ich beſtimme daher, daß künftig Zeugniſſe nach dem beiliegenden Muſter A bezw. B 
und Liſten nach dem Muſter C bezw. D zu verwenden find. 


IV 2361. Delbrück. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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A. 
++ + + Lë 4 
Königlich Preußiſche Baugewerkſchule 
in 
Hochhnunhteilung.) 
Reife-Zengnis. 

geboren in Kreis 

den ten 18 beſuchte 

im Halbjahr 19 die Vorklaſſe der Baugewerkſchule in 
19 - 5. Klaſſe : d 
19 e 4. e 
19 2 EE 
19 2. Hochbauflaffe - 
19 il, 
19 - 2. Tiefbauklaſſe⸗ 
19 Tal - 2 2 

Während des Beſuchs der hieſigen Baugewerkſchule waren des Schülers 
Betragen 
Fleiß und Aufmerkſamkeit 
Derſelbe unterzog ſich der in der Anſtalt am Schluſſe des Halbjahrs 19 


von dem Königlichen Prüfungs-Ausſchuß abgehaltenen Reifeprüfung. 


Bemerkung: Die Zenſuren der einzelnen Leiſtungen find: ſehr gut, gut, faſt gut, genügend, nicht genügend. — Das 
Geſamtreſultat der Prüfung wird mit: mit Auszeichnung beſtanden, gut beſtanden, beſtanden, nicht 
beſtanden zenfiert. 
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Der unter Klauſur angefertigte Prüfungsentwurf wurde mit „...... beurteilt. 


f Auf Grund ſeiner Klaſſenleiſtungen ſowie des Ausfalls der ſchriftlichen und mündlichen Prüfung 
erhielt er folgende Zenſuren: 


1. Entwerfen von Hochbauten: 

2. Baukonſtruktionslehre und Bauzeichnen: 
3. Hochbaukunde und Baupolizei: 
j . nn... 
5. Statik: 

6. Geftaltungslebre: 

7. Freihandzeichnen: 

8. Projektionslehre: 

9. Veranſchlagen und Bauführung: ` 

10. Deutſch, Geſchäfts⸗ und Geſetzeskunde: 

11. Mathematik: a 

12. Feldmeſſen und Nivellieren: ER 

13. Naturlehre . „„ 

14. Rechnen: 


Es wird dem 


zuerkannt. 
„den ten 19 
Königlicher Prüfungs-Ausſchuß. 
Der Vorſitzende: 
Der hochbautechniſche Vertreter der Regierung: Der Vertreter des Kuratoriums: 


Der Direktor der Schule: Die Lehrer: Die Vertreter der Handwerkskammer: 


— 


B. 
Königlich Preußiſche Baugewerklchule 
in 
(Tiefbauahteilung.) 
Reife-Zeugnis. 
geboren in Kreis 
den ten 18 beſuchte 
im Halbjahr 19 die Vorklaſſe der Baugewerkſchule in 
19 - 5. Klaſſe ` 
EE : 
IS De 
2 19 2. Tiefbautlaſſe - e S 
2 2 19 2 jk 
19 - 2.Hochbauflalie - 
= 2 19 la 


Während dieſer Zeit waren des Schülers 
Betragen 
Fleiß und Aufmerkſamkeit 
Derſelbe unterzog ſich der in der Anſtalt am Schluſſe des Halbjahrs 19 
von dem Königlichen Prüfungs⸗Ausſchuß abgehaltenen Reifeprüfung. 


Bemerkung: Die Zenſuren der einzelnen Leiſtungen ſind: ſehr gut, gut, faſt gut, genügend, nicht genügend. — Das 
Geſamtreſultat der Prüfung wird mit: mit Auszeichnung beſtanden, gut beſtanden, beſtanden, nicht 
beſtanden zenſiert. ; 


Prüfung e hielt er folgende Zenſuren: 
. Erd- und Straßenbau: 

. Städtifcher Tiefbau: 
Waſſerbau: 
ECC 


W m 


Baukonſtruktionslehre und Bauzeichnen : 
Bauſtofflehre: 
. Shi: 


oO OD IM oO Vë Ga 


— 
= 


Mathematik: 
Eiſenbahnhochbauten: 
Maſchinenkunde: 

13. Veranſchlagen und Bauführung: 
14. Deutſch, Geſchäfts⸗ und Geſetzeskunde: 
15. Projektionslehre: 

16. Naturlehre: 

17. Hochbaukunde und Baupolizei: 
18. Geſtaltungslehre: 

19. Freihandzeichnen: 

20. Rechnen: 


Fa 
ho 


Es wird dem 


von dem Prüfungs⸗Ausſchuß als Geſamturteil das Prädikat 


zuerkannt. 
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„Feldmeſſen, Nivellieren und Planzeichnen: 


— 


e 


Auf Grund feiner Klaſſenleiſtungen ſowie des Ausfalls der ſchriftlichen und mündlichen 


„den ten 


Königlicher Prüfungs⸗Ausſchuß. 


Der Vorſitzende: 


2 ig 


Der Vertreter des Kuratoriums: 


Der tiefbautechniſche Vertreter der Regierung: 


Der Vertreter der 
preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung: 


Der Vertreter der Tiefbauverwaltung der 
Stadt: 


Der Vertreter der Tief bau⸗Berufsgenoſſenſchaft: 


Der Direktor der Schule: 


Die Lehrer: 


1 


E 


Königliche Bau 


(Hochbau 


in 


Reifeprüfung 


Geburtsort Geburts⸗ Beſuchte 
Side. Hand- ˖ a f 
Bor- und Zuname und Si Baugewerkſchulen 
Nr. werk und 


Kreis Jahr 


in Klaſſe Halbjahr 
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gewerkſchule 


abteilung) 
` —... 
5 
Halbjahr 19 
— — — E E 
RL e ER 10. 11.12. 13.14. 15. 
| 
8 2 
= = — 
Eee 8 3 
— KI = 
Ki wo r oR 
8 3 2 = 
88 5 8 = 
5 3 RS S : 
8 2 2 | 2 = Bemerkungen 
Di: “= d = | on a 
= | | sall ai Sle 
S B/E 8 = = 
is | eal Be 3 5 384 = 
SIE S Sie lal Eger 2 
8 3 3 3 5 sl elels 2 
= ES = a = = E 
S Ses s 5318 518 = 
S S 2 S S 2 E13 3815 Ss 
— E Ces © ki — 2 — > Kai — 
3 SSS Sigs) © 
yi n | RN QO SIR RIA ALM. e & | E 
. — — 
Klaſſenleiſtung. 


ſchriftliche Prüfung 
mündliche Prüfung 


Wejanttnote . 
Najfenteiftung. .. a | 
ſchriftliche Prüfung. a - = 
Mündliche Prüfung . . |— Fs 


Geſamtnote . 
= | ie 
Klaſſenleiſtung We | 
Ihriftliche Prüfung. 5 
iche Prüfung I!! —— ((( 
ee EE 4: 

Sefamtnote . . . . | 
Klaſſenleiſtung FRE | lie 
ſchriftliche Prüfung "eebe gl el Geib CC 


mündliche Prüfung — 4 — „ 
“ll 


Geſamtnote 


E 


Ifde. 


Vor- und Zuname 
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Rönigliche Bau 


in 


(Tiefbau 
Reifeprüfung 
Geburtsort Geburts⸗ Beſuchte 
Hand⸗ 
a und tag Baugewerkſchulen 
werk und 
Kreis Jahr 
in Klaſſe Halbjahr 


gewerkſchule 


alteilung) 


Halbjahr 19 


Kä 
bi 
Ww 
i 
en 
a 
= 
CO 
Ka 


uktionslehre und Bauzeichnen. 


2 
= 
= 
2 
S 
S = 
5 
8 E pi 
— E ei = 2 = 
KH 5 E = ne 
SE 3 =: N 
KE = S 8 & merkungen. 
S| 2 : 2 Se — 
2 =) St — 2 = 
0 . > S8 A sel. = 3 
SA 2 Ei VC => 4 S Si — — 
SANS REN e 2 5 8 2 5 = = S 
2 lie) S los | 3S = S| S4 | os S = = 
5 Se hr ee S 81 
313 3'1s\3 Ses | Sp] lS = = SE 
2 #8le aie ee = =|] 2 
eel sis] & Ses ee pee WEEN eS = BS 21. 
88 RP = Si 1's | co | se | ps 2 2 Se 
58 A & 5 218012 3515 a S SE 


Uafienleiftung . 
ſchriftliche Prüfung St 


mündliche Prüfung 
— a en 


Sejamtnote . 


Klaſſenleiſtung : 
ſchriftliche Prüfung 
mündliche Prüfung 
Geſamtnote . 
S 
ſchriftliche Prüfung 
mündliche Prüfung 
Geſamtnote . 


10 11 1213 14 15 16 i 20] | 


ſſenleiſtung. 


—ͤ1. 8 ͤ —ä E E — E 


Klaſſenleſſtung | | 
ſchriftliche Prüfung S 
Aündliche Prüfung [ | 


Geſamtnote . 
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